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8. April
2005 – In einer der größten Trauer-

feiern der Geschichte erweisen
300 000 Pilger und rund 200 Staats-
gäste auf dem Petersplatz in Rom
Papst Johannes Paul II. die letzte
Ehre.

2002 – Die Kirch-Gruppe stellt In-
solvenzantrag für ihr Kerngeschäft.
Gemessen am Schuldenstand von
6,5 Milliarden Euro handelt es sich
um die bis dahin größte Firmen-
pleite in der deutschen Nachkriegs-
geschichte.

2000 – In Hamburg wird die bun-
desweit erste „Babyklappe“ einge-
weiht, bei der Säuglinge anonym
abgegeben werden können.

9. April
2012 – Das weltgrößte Online-

Netzwerk Facebook kündigt die
Übernahme der Foto-Plattform Ins-
tagram an.

1992 – Das Bundesverfassungs-
gericht erklärt grundlegende Teile
des Parteienfinanzierungsgesetzes
für verfassungswidrig und verlangt
vom Bundestag eine Neuregelung
bis 1993.

1940 – Ohne Kriegserklärung mar-
schieren deutsche Truppen in die
neutralen Länder Dänemark und
Norwegen ein. dpa

Karlsruher Ort der Erinnerung
Bundesanwaltschaft und Angehörige gedenken der Opfer des RAF-Terrors vor 40 Jahren

Von unserem Redaktionsmitglied
Tobias Roth

Karlsruhe. Es ist der wohl emotionals-
te Moment dieses Gedenkens: Nach den
offiziellen Reden des Generalbundes-
anwalts, der Staatssekretärinnen und
des Bürgermeisters fasst sich Marga
Wurster ein Herz und nutzt einen kur-
zen Augenblick der Stille. Sie geht auf
Peter Frank zu, fasst ihn an beiden
Händen und sagt: „Ich möchte mich von
ganzem Herzen bei Ihnen bedanken.“

Marga Wurster ist seit dem 7. April
1977 Witwe, ihr Mann Georg Wurster
war Fahrdienstleiter der Bundesanwalt-
schaft. Dass Wurster in dem Wagen saß,

den die RAF-Attentäter an der Kreu-
zung in der Karlsruher Innenstadt unter
Feuer genommen hatten, war reiner Zu-
fall. Er war an diesem Tag nur mitge-
fahren, weil Siegfried Buback ihn ge-
beten hatte, in Neureut nach dem Motor
seines Privatwagens zu sehen. Wurster
wurde zum Opfer des RAF-Terrors, der
auf den damaligen Generalbundesan-
walt Buback gezielt hatte. Gestorben ist
an diesem Tag auch Bubacks Fahrer
Wolfgang Göbel.

Gestern Vormittag gedachte die Bun-
desanwaltschaft am Tatort den drei
Ermordeten. Ein Gedenkstein erinnert
dort an die Opfer des RAF-Terrors vor
40 Jahren. Marga Wursters Worte an
Generalbundesanwalt Frank machten
dabei deutlich, dass es in einem solchen
Moment des Gedenkens eben nicht um
Terror geht, nicht um die RAF und auch
nicht um die juristische Aufklärung
eines Verbrechens. Sondern dass dieser
Anschlag vor allem menschliche Schick-
sale besiegelt hat, dass er Familien zer-
rissen hat und bei den Angehörigen der
Ermordeten bis heute für Tränen und
tiefe Trauer sorgt – aber auch für Dank-
barkeit, weil man an diesem 7. April die
Erinnerung wach hält.

Christiane Wirtz, Staatssekretärin im
Bundesjustizministerium, sprach von
einem „feigen Mordanschlag“. Mit dem

Gedenken halte man ein Versprechen
des damaligen Justizministers Hans-
Jochen Vogel ein, der nach dem An-
schlag gesagt hatte: „Wir werden das
Andenken an Siegfried Buback, Wolf-
gang Göbel und Georg Wurster in Ehren
halten.“ Gisela Splett, Staatssekretärin
im Landesfinanzministerium, erklärte,
der „Deutsche Herbst“ habe den Staat
herausgefordert. Der Begriff beschreibt
das, was nach dem Karlsruher Attentat
folgte: Ein Jahr des Terrors, das mit
der Ermordung des Arbeitgeberpräsi-
denten Hanns-Martin-Schleyer und des
Dresdner-Bank-Chefs Jürgen Ponto, mit
der Entführung der Lufthansa-Maschi-
ne „Landshut“ und mit den Selbstmor-

den der RAF-Terroristen in Stuttgart-
Stammheim bundesrepublikanische
Geschichte geschrieben hat. „Die Werte
unserer Demokratie sind stärker als der
Terror der RAF“, betonte Splett, die da-
ran erinnerte, dass Norwegen eine „be-
eindruckende Reaktion“ auf die Atten-
tate des Rechtsextremisten Breivik vom
Juli 2011 gezeigt habe, als Regierung
und Gesellschaft die Bedeutung von
Demokratie, Toleranz und Offenheit
hervorgehoben hatten.

Michael Buback, der Sohn des getö-
teten Generalbundesanwalts, erklärte
gestern gegenüber dieser Zeitung, dass
dieser „besondere Tag“ ihn vor allem
auch an den Schmerz erinnere, dass der

Mord an seinem Vater nie vollständig
aufgeklärt worden ist. Bis heute gibt es
kein Urteil, das einen Täter oder eine
Täterin klar benennt. „Auch daran wird
man hier erinnert“, sagte Buback,
der über seine Nachforschungen und
Recherchen zu dem Anschlag ein Buch
geschrieben hatte und bis heute an die
Justiz appelliert, weiter nach dem Täter
zu suchen. Da es mittlerweile aber keine
laufenden Ermittlungsverfahren mehr
gibt, kann eigentlich nur noch eines die
Wahrheit ans Licht bringen, wie Gene-
ralbundesanwalt Peter Frank deutlich
machte: Wenn die ehemaligen RAF-Ter-
roristen ihr Schweigen endlich brechen
würden.

„Die Werte unserer
Demokratie sind stärker“

AN DER KREUZUNG in der Karlsruher Innenstadt, wo ein RAF-Kommando am 7. April 1977 den damaligen Generalbundesanwalt
Buback angegriffen hatte, trafen sich gestern Vormittag die Angehörigen der Opfer und Mitarbeiter der Bundesanwaltschaft. Foto: jodo

Sprengstoff-Fund
bei Razzia in Moskau

St. Petersburg (dpa). Russische Ermitt-
ler haben in der Wohnung eines mög-
lichen Komplizen des Attentäters von
St. Petersburg Sprengstoff gefunden.
Bei der Durchsuchung in Moskau habe
die Polizei auch eine Granate sicherge-
stellt, meldete die Agentur Interfax. Die
Ermittler hatten sechs Männer in St.
Petersburg und zwei in Moskau festge-
nommen. Bei dem Bewohner handelt es
sich laut Interfax um einen etwa 39 Jah-
re alten Mann aus Tadschikistan. Er be-
stritt eine Verbindung zu dem Attentat.

Appell für den Frieden
Karlsruher Diskussionsrunde zu Atomwaffen

Karlsruhe. Derzeit wird das soge-
nannte „Gleichgewicht des Schre-
ckens“ vor allem durch die Abschre-
ckungsdoktrin in der Waage gehalten.
Sprich: Die Gegner verzichten auf den
Einsatz von Atomwaffen, da sie wissen,
der andere hat mindestens genauso vie-
le Waffen. „Bisher hat es funktioniert“,
sagt der Karlsruher CDU-Stadtrat
Albert Käuflein im Verlauf einer Dis-
kussionsrunde und schiebt direkt hin-
terher, dass auch ihm eine Welt ohne
Abschreckungsdoktrin lieber wäre,
dies aber Wunschdenken sei.

Mit Käuflein auf dem vom Attac
Karlsruhe-Mitglied Ullrich Lochmann
moderierten Podium sind die Bundes-
tagsabgeordneten, Sylvia Kotting-Uhl
(Grüne), Karin Binder (Die Linke) und
der Bundestagskandidat der SPD,
Parsa Marvi. Die Meinung der Linken
ist schnell zusammengefasst: Die Nato
solle man am besten auflösen, da sie
Teil des internationalen Aufrüstungs-

bündnisses sei. „Die Doktrin der Ab-
schreckung hat noch nie funktioniert“,
meint Binder. Wenn jemand Europa
schaden wolle, sei Deutschland alleine
schon wegen der geografischen Lage
das beste Ziel und
sowieso sei ein
Unfall mit den
Waffen, die vor Ort
in der Bundesre-
publik lagern, viel
wahrscheinlicher als dass ein Macht-
haber auf den Knopf drücke.

„Wenn wir Atomwaffen haben, warum
setzen wir sie nicht ein?“, zitiert Sylvia
Kotting-Uhl Trumps erschreckende
Aussage und plädiert gegen noch mehr
Waffen. Uneinigkeit herrscht bei der

Frage, ob Atomwaffen per UN-Be-
schluss verboten werden sollten, was
Binder bejaht. „Die Vereinten Nationen
können Atombomben gar nicht ein-
fach verbieten“, wirft Käuflein ein

und plädiert für
die Selbstver-
pflichtung der ein-
zelnen Staaten.
Marvi zeigt sich
hingegen davon

überzeugt, dass internationaler Druck
durchaus etwas bewirken könne.

Das Karlsruher Publikum ist fast
redefreudiger als die politischen Ver-
treter auf dem Podium, spart nicht mit
Fragen und übt auch Kritik. Warum will
Deutschland die nukleare Teilhabe

überhaupt? Hat die Bundesregierung
nicht einen Vertrag unterzeichnet, in
dem es zusagt, keine Atomwaffen zu
besitzen oder an diesen zu arbeiten? Die
meisten Antworten bleiben an diesem
Abend aus. Nur die Diskussion zu der
aktuellen Forschung an Atomkraftwer-
ken lässt die Emotionen nochmal hoch-
kochen. Kotting-Uhl, atompolitische
Sprecherin der Grünen, findet For-
schung an sogenannten „sicheren Reak-
toren“ schlicht unsäglich, da Sicher-
heitsforschung immer auch der Reak-
tor-Entwicklung diene. Auch Marvi for-
dert einen öffentlichen Diskurs um die
nukleare Forschung, Binder spricht sich
für die Einstellungen der wissenschaft-
lichen Arbeiten aus. Ans Karlsruher
KIT gewandt, wünschen sich Podium
und Zuschauer mehr Transparenz der
Forschungsarbeiten und einig ist man
sich auch darin, dass sich eigentlich alle
eine Welt gänzlich frei von Atomwaffen
wünschen. Janina Beuscher

Viele Fragen
bleiben offen

Die Nerven liegen blank: Bei Zusammenstößen zwischen
oppositionellen Demonstranten

und Sicherheitskräften in Venezuela ist ein 19-Jähriger erschossen worden, Dutzende
weitere wurden verletzt. Es war der dritte Tag in Folge, an dem die Gegner von
Präsident Nicolas Maduro auf die Straße gingen. Foto: AFP

IN STRASSBURG musste François Fillon
einiges wegstecken. Foto: AFP

Mehl-Attacke
auf Fillon

Straßburg (dpa/BNN). Der französi-
sche Präsidentschaftskandidat François
Fillon ist vor einem Wahlkampfauftritt
in Straßburg mit Mehl überschüttet
worden. Ein Mann schüttete das Pulver
auf den Politiker, als dieser sich gerade
einen Weg durch die Menge bahnte.
„Wie Sie gerade sehen konnten, bin ich
das Ziel einer schonungslosen Verbis-
senheit“, kommentierte der 63-Jährige,
der seit Monaten wegen des Verdachts
der Scheinbeschäftigung seiner Frau
unter Druck steht. „Ich hoffe, das Mehl
war wenigstens französisch.“

i Termin
Die Pariser BNN-Korrespondentin

Christine Longin steht den Leserinnen
und Lesern am Dienstag, 11. April,
im Karlsruher Ständehaussaal Rede und
Antwort zu Fragen über die Wahl in
Frankreich. Beginn der Veranstaltung
ist um 19 Uhr. Gerne können Sie Fragen
an uns schicken, die Christine Longin
dann am Abend beantworten wird.
E-Mail: leseraktion@bnn.de.

Weg frei für neues Geld
Griechenland erzielt Durchbruch mit Gläubigern

Von Verena Schmitt-Roschmann
und Michael Donhauser

Valletta. Griechenland kann auf weite-
re Hilfsmilliarden im Sommer hoffen.
Nach monatelangem Streit erreichte die
Regierung gestern mit ihren internatio-
nalen Geldgebern eine Grundsatzeini-
gung auf geforderte Sparmaßnahmen
2019 und 2020. „Die großen Brocken
sind jetzt geklärt“,
sagte Euro-Grup-
penchef Jeroen
Dijsselbloem auf
Malta. Zwar war-
ten nun noch einige
Hürden. Doch meinte auch Finanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU):
„Der größte Teil der Wegstrecke ist zu-
rückgelegt, und jetzt müsste es eigent-
lich auch gehen.“

Die neuen Reformzusagen sind Be-
dingung für die Auszahlung weiterer
Milliarden aus dem seit 2015 laufenden
dritten Hilfsprogramm für Athen. Ver-
abredet wurden nun nach Dijsselbloems
Worten zusätzliche Sparmaßnahmen im
Volumen von zwei Prozent des Brutto-
inlandsprodukts. Die Hälfte davon
sollen Einschnitte im Rentensystem
2019 bringen, die andere Hälfte die
Senkung von Steuerfreibeträgen 2020.

EU-Währungskommissar Pierre Mosco-
voci nannte die Einigung eine gute
Nachricht. Der griechische Finanz-
minister Euklid Tsakalotos sprach von
einer „substanziellen Vereinbarung“.

Der Kompromiss am Rande der Euro-
Gruppe auf Malta ist nur ein Zwischen-
schritt, aber ein politisch bedeutsamer.
Als nächstes sollen Experten der Kredit-
geber in Athen letzte Details klären und

den Fortschritt der
griechischen Refor-
men beglaubigen.
Bis 22. Mai soll sich
die Euro-Gruppe
abschließend damit

befassen. Darüber hinaus müsste der
Internationale Währungsfonds (IWF)
seine finanzielle Beteiligung zusagen.
Das ist für Deutschland Bedingung, dass
weitere Gelder ausgezahlt werden. Der
IWF äußerte sich nach den Gesprächen
von Malta vorsichtig optimistisch. „Es
hat in den vergangenen Wochen wichtige
Fortschritte gegeben“, sagte Sprecher
Gerry Rice. Es gebe noch Gesprächs-
bedarf bei mehreren Themen, doch er-
warte man eine Lösung bei der Mission
der Kreditgeber in Athen. Dann müssten
weitere Gespräche mit der Euro-Gruppe
über eine nachhaltige Schuldenent-
lastung für Athen folgen.

IWF äußert sich
vorsichtig optimistisch
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